
238 Bundesrepublik Deutschland Deutsche Demokratische Republik

§355
(1) Postbeamte oder mit der Beaufsichtigung und 

Bedienung einer zu öffentlichen Zwecken dienenden 
Telegrafenanstalt betraute Personen, welche die einer 
Telegrafenanstalt anvertrauten Telegramme verfäl­
schen oder in anderen als in den im Gesetz vorge­
sehenen Fällen öffnen oder unterdrücken oder von 
ihrem Inhalt Dritte rechtswidrig benachrichtigen oder 
einem anderen wissentlich eine solche Handlung ge­
statten oder ihm dabei wissentlich Hilfe leisten, werden 
mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren bestraft.

(2) Den einer Telegrafenanstalt anvertrauten Tele­
grammen werden Nachrichten gleichgeachtet, die durch 
eine zu öffentlichen Zwecken dienende Fernsprechan­
lage vermittelt werden.

§356
(1) Ein Anwalt oder ein anderer Rechtsbeistand, 

welcher bei den ihm vermöge seiner amtlichen Eigen­
schaft anvertrauten Angelegenheiten in derselben 
Rechtssache beiden Parteien durch Rat oder Beistand 
pflichtwidrig dient, wird mit Freiheitsstrafe von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren bestraft.

(2) Handelt derselbe im Einverständnis mit der 
Gegenpartei zum Nachteil seiner Partei, so tritt Frei­
heitsstrafe von einem Jahr bis zu fünf Jahren ein.

§357
(1) Ein Amtsvorgesetzter, welcher seine Unterge­

benen zu einer strafbaren Handlung im Amte vor­
sätzlich verleitet oder zu verleiten unternimmt oder 
eine solche strafbare Handlung seiner Untergebenen 
wissentlich geschehen läßt, hat die auf diese strafba­
re Handlung angedrohte Strafe verwirkt.

(2) Dieselbe Bestimmung findet auf einen Beamten 
Anwendung, welchem eine Aufsicht oder Kontrolle 
über die Amtsgeschäfte eines anderen Beamten über­
tragen ist, sofern die von diesem letzteren Beamten 
begangene strafbare Handlung die zur Aufsicht oder 
Kontrolle gehörenden Geschäfte betrifft.

§ 358
Neben einer nach den Vorschriften der §§ 332, 

334 Abs. 1, §§ 336, 340, 341, 343, 344, 345 Abs. 1, 
§§ 346 bis 348, 350 bis 353 b, 353 d bis 355, 357 
erkannten Freiheitsstrafe von mindestens sechs Mo­
naten kann auf den Verlust der Fähigkeit, öffentliche 
Ämter zu bekleiden, erkannt werden.

§ 359
Unter Beamten im Sinne dieses Strafgesetzes sind 

zu verstehen alle im unmittelbaren oder mittelbaren 
inländischen Staatsdienst auf Lebenszeit, auf Zeit oder 
nur vorläufig angestellte Personen, ohne Unterschied, 
ob sie einen Diensteid geleistet haben oder nicht, 
ferner Notare, nicht aber Anwälte.

§202

Verletzung des Post- und Fernmeldegeheimnisses

Wer als Mitarbeiter oder Beauftragter der Deut­
schen Post unbefugt . . . (bei § 354 StGB West) 
oder Telegramme während der Beförderung öffnet 
oder den Inhalt von Nachrichten, die der Deutschen 
Post anvertraut sind, Nichtberechtigten mitteilt, wird 
. . . (s.o.).

§203
Nachrichtenunterdrückung

Wer als Mitarbeiter oder Beauftragter der Deut­
schen Post . . . (bei § 354 StGB West) Telegramme 
oder zur Übermittlung anvertraute Nachrichten un­
terdrückt, wird . . . (s.o.).


